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Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir haben oben genannten Verordnungsentwurf über den Verband der Chemischen Industrie 

(VCI) erhalten. Bedauerlicherweise ist der Verband Chemiehandel, aber auch der gesamte 

Groß- und Außenhandel, hinsichtlich des Verordnungsentwurfs nicht direkt angeschrieben 

worden. Hierdurch war, auch in Anbetracht der kurzen Zeit und der Tatsache, dass der Ent-

wurf sehr kurzfristig über die Feiertage und den Jahreswechsel versendet wurde, eine Durch-

sicht des Verordnungsentwurfes und entsprechende Stellungnahme deutlich erschwert.  

Der Verband Chemiehandel vertritt die Interessen des deutschen Chemikalien Groß- und Au-

ßenhandels. Hierbei ist die Branche insbesondere im Hinblick auf seine lagerhaltenden Be-

triebsstätten von dem Regelungsbereich der Betriebssicherheitsverordnung betroffen. Die mit-

telständisch strukturierte Branche des deutschen Chemikalien Groß- und Außenhandels hat 

mit seinen gut 7.289 Arbeitsplätzen im Jahr 2015 einen Umsatz von 12.845 Millionen Euro 

erzielt. Hierbei hat der lagerhaltende Platzhandel in 106 Betriebsstätten ca. 6,3 Millionen Ton-

nen abgesetzt.  
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Dies vorausgeschickt schließt sich der Verband Chemiehandel der gemeinsamen Stellung-

nahme des VCI vom 13. Januar 2017 zum Referentenentwurf an und unterstützt diese aus-

drücklich.  

 

 

 Mit freundlichen Grüßen 
 Verband Chemiehandel 
 
 
 Ralph Alberti 
 Geschäftsführer 
 




